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— Drucksache 10/2924 — 


„Post senkt Gebühren“ - 25. und 26. ÄndVFO 


Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen - 010-1 B 
1114-9/2 - hat mit Schreiben vom 14. März 1985 die Kleine 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Warum argumentiert die Deutsche Bundespost (Fernmeldeamt) z. B. 
in der Mitteilung „ Benutzungsrechtliche Änderung bei Sprechappa- 
raten" (November 1984), es seien dem Kunden seinerzeit anstelle 
von monatlichen Gebühren auf seinen eigenen Wunsch hin die bei 
einem Telefonhauptanschluß eingerichteten Sprechapparate zu 
einer einmaügen Gebühr überlassen worden, während die ausge- 
füllten Antragsformulare eindeutig beweisen, daß die zusätzlichen 
(2.) Sprechapparate mit einmaligen Gebühren belastet wurden, ohne 
Wahlmöglichkeit, wie die Kunden bestätigen? 


Die Behauptung der Kunden entspricht nicht den Tatsachen. Als 
mit der Dreizehnten Verordnung zur Änderung der Fernmelde- 
ordnung die Regelung der einmaligen Gebühren erfolgte, traten 
diese neben die bestehenden Regelungen, wonach Zuschläge für 
besondere Telefone in monatlichen Gebühren zu entrichten 
waren. Für sämtliche Apparate, für die einmalige Gebühren ent- 
richtet werden konnten, bestand zu jeder Zeit auch die Möglich- 
keit von monathchen Gebührenzuschlägen; es hing nur vom Kun- 
den ab, welche Zahlungsweise er wählte. 


2. Warum argumentiert das Bundesministerium für das Post- und Fern- 
meldewesen in einer Pressemitteilung vom 18. Dezember 1984, 
Seite 4, derart irreführend: „Telefonkunden, die vor dem 1. Dezem- 
ber 1984 monathche Zuschlagsgebühren durch die Zahlung einer 
einmaügen Gebühr abgegolten haben, wird die Wahlmögüchkeit 
angeboten, bei dieser Regelung zu bleiben oder sich für eine Über- 
gangsregelung zu entscheiden, die ihnen die Vorteile einer achtjäh- 
rigen Vorausgebühr bietet"? 

Zur Beantwortung der Frage ist die umfassende Wiedergabe des 
Zitats notwendig. Bei dem Zitat fehlt: „... (z.B. die Anrechnung 
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oder Erstattung von Gebühren bei Modellwechsel oder vorzeitiger 
Rückgabe der Einrichtungen), die bei der Einmalgebühr nicht 
vorgesehen sind." 

Diese Argumentation ist nicht irreführend, denn die begleitenden 
Bestimmungen der Vorausgebührenregelimg sind in der Tat vor- 
teilhafter für den Kunden, als es die Randbedingungen der einma- 
ligen Gebühr sind. 

Die Hintergründe der Vorausgebührenregelung einschheßhch 
der Vor- und Nachteile von einmahger - bzw. Vorausgebührenre- 
gelung sind in einem Informationsschreiben an die betreffenden 
Kunden zusammengefaßt. 


3. Wurde es im Postverwaltungsrat nicht als von der Rechtsprechung 
her bedenklich angesehen, daß die Ergänzung der Sechsundzwan- 
zigsten Verordnung zur Änderung der Fernmeldeordnung vor sieht 
(Fernmeldeamt Braunschweig vom 3. Januar 1985) „den Altkunden, 
die eine »einmalige Gebühr’ gezahlt haben, ein Wahlrecht zwischen 
dieser Gebühr und der »Vorausgebühr’ einzuräumen. Dieses Wahl- 
recht kann bis zum 31. Dezember 1985 ausgeübt werden"? 

Vom Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost wurde es nicht 
als rechthch bedenkhch angesehen, den Teilnehmern, die die 
Regelungen der einmahgen Gebühr in Anspruch genommen 
haben, eine Wahlmöghchkeit zwischen den bisherigen Regelun- 
gen oder den neuen über die Vorausgebühr anzubieten. 


4. Wie hoch wäre die Summe der Vorausgebühren, wenn diese Kunden 
kurz vor dem 30. November 1988 die überlassenen Sprechapparate, 
wie in dem Schreiben », Benutzungsrechtliche Änderung bei Sprech- 
apparaten" angeboten, kündigen würden und »»nach den neuen 
Vorschriften 30 Monatsbeträge erstattet" erhielten? 

Zunächst ist festzustellen, daß keiner der Kunden, die in der 
Vergangenheit die einmahgen Gebühren gezahlt haben, nun Vor- 
ausgebühren entrichten muß. 

Soweit ein Kunde nicht die alten Bedingungen der einmahgen 
Gebühr wählt, wird er so gestellt, als habe er am 1. Dezember 
1984 eine Vorausgebühr für acht Jahre (also bis zum 30. Novem- 
ber 1992) entrichtet, ln diesem Fall kann er auch die Erstattungs- 
regelungen der Vorausgebührenbestimmungen in Anspruch neh- 
men. Diese sehen bei Kündigung eines Apparates innerhalb der 
ersten vier Jahre, in den vorliegenden Fällen also bis zum 
30. November 1988, die Erstattung von 30 Monatsgebühren vor. 

Wül der Kunde - nach der Kündigung - erneut einen Sprechappa- 
rat besonderer Art, so hat er für diesen (wahlweise) monatliche 
Gebührenzuschläge oder Vorausgebühren für vier oder acht 
Jahre zu entrichten. 


5. Wie kann die Deutsche Bundespost die außerordentliche Gebühren- 
erhöhung von 0 auf 6»50 DM laut Anlage zur 25. ÄndVFO für die 
FeAp 85/89 vertreten» die für inzwischen ausgemusterte Apparate 
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eingeführt wurden und nach Technik und Leistungsumfang der von 
der Deutschen Bundespost selbst immer wieder als selbstverständ- 
lich betonten modernen Entwicklung entsprechen? 

Es trifft zu, daß mit der Fünfundzwanzigsten Verordnung zur 
Änderung der Fernmeldeordnung (25.ÄndVFO) für den Spre- 
chapparat mit Anschlußmöglichkeit für zusätzliche Sprechappa- 
rate (FeAp 85/89) eine monatliche Gebühr eingeführt wurde. 

Obwohl für den FeAp 85/89 wegen des Leistungsumpfangs und 
der entsprechend aufwendigen Technik von Anfang an eine 
monatliche Gebühr hätte erhoben werden dürfen, verzichtet die 
Deutsche Bundespost zunächst u. a. deshalb auf einen Gebühren- 
zuschlag, weil sie diesen Apparat auch als Ersatz für den nicht 
mehr beschafften Sprechapparat mit Anschlußmöglichkeit eines 
zusätzhchen Sprechapparates eingesetzt hat. 

Seitdem für diese Fälle der automatische Wechselschalter zur 
Verfügung steht, gibt es keinen Grund mehr, für FeAp 85/89 auf 
leistungsäqmvalente monatliche Gebühren zu verzichten. Im 
Interesse aller Fernsprechteilnehmer kann die Deutsche Bundes- 
post nicht einem relativ kleinen Nutzerkreis Leistungen zu Lasten 
der übrigen Fernsprechteilnehmer auf Dauer gebührenfrei an- 
bieten. 

Durch diese Telefonapparate können einfache Hauptanschlüsse 
zu komfortablen Anlagen ausgebaut werden: 

— Bis zu drei zusätzhche Sprechapparate können an den FeAp 
85/89 angeschlossen werden; 

— ein Anruf wird bei allen angeschlossenen Sprechapparaten 
gleichzeitig signahsiert; 

— der Anruf kann durch Ab heben des Hörers an jedem der 
angeschlossenen Apparate abgefragt werden; 

— ein Gespräch kann durch Wahl einer Ziffer an jeden der ange- 
schlossenen Apparate weitervermittelt werden; 

— wurde das weitervermittelte Gespräch entgegengenommen, 
ertönt bei dem weitergebenden Sprechapparat ein Besetztton; 

— alle Sprechapparate haben gleichberechtigten Zugang zur 
Amtsleitung; 

— solange von einem der Apparate gesprochen wird, erhalten alle 
anderen Sprechapparate beim Abheben des Hörers einem Be- 
setztton. 


r' 


6. Hat der anstelle der früheren A 2-Schaltung jetzt empfohlene auto- 
matische Wechselschalter (monatliche Gebühr 1,20 DM) den glei- 
chen Leistungsumfang wie die FeAp 85/89, können z. B. ankom- 
mende Gespräche vom Hauptanschluß zu den Sprechapparaten 
durchgestellt werden? 


Der Leistungsumfang des automatischen Wechselschalters ist 
geringer als beim FeAp 85/89. Der automatische Wechselschalter 
ermöghcht, wechselweise von den beiden daran angeschlossenen 
Sprechapparaten Gespräche zu führen, ohne daß ein Umschalter 
von Hand betätigt werden muß. Ankommende Gespräche werden 
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an beiden Sprechapparaten gleichzeitig signalisiert. Derjenige 
Apparat, an dem zuerst der Hörer abgenommen wurde, wird 
automatisch mit der Amtsleitung verbunden. 

Eine Weitergabe des Gesprächs von einem Sprechapparat an den 
anderen findet in der Weise statt, daß zuerst der Hörer des Appa- 
rats, der das Gespräch übernehmen soll, abgehoben und danach 
der Hörer des Apparats, der das Gespräch weitergibt, aufgelegt 
wird. Dieser Vorgang läßt sich behebig oft wiederholen. Eine 
Sprechverbindung zwischen beiden Apparaten ist technisch 
ebenso verhindert wie das Mithören eines von einem der beiden 
Apparate geführten Gesprächs am jeweils anderen Apparat. 


7. Welche „Kostenentwicklung" beim Einkauf, der Installation und 
Wartung (Fernmeldeamt 1 Koblenz vom 16. November 1984 in einem 
Kundenbrief) macht die horrend hohe zusätzhche Gebührenanforde- 
rung notwendig? 

Monathche Grundgebühren für Sprechapparate enthalten neben 
Anteilen für Umsatzsteuer, für die gesetzliche Ablieferung an den 
Bund und für Unterhaltung, sowie neben einem Gemeinkostenzu- 
schlag auch die Abschreibungskosten. Damit wirkt sich die 
Kostenentwicklung beim Einkauf gerade auf die monatlichen 
Gebühren aus, und dies auch bei Anlagen, die bereits installiert 
sind. 

Die Verärgerung der betroffenen Kunden über die Höhe des 
Gebührenzuschlags ist verständlich. Auch die Deutsche Bundes- 
post ist enttäuscht darüber, daß sich die Hoffnung, über größere 
Stückzahlen im Wettbewerb einen günstigeren Einkaufspreis 
zu erzielen, bis jetzt nicht erfüllt hat. Erfahrungsgemäß müßte 
der Einkaufspreis aufgrund von Technologiefortschritten und 
kostensenkenden Maßnahmen bei der Fertigung niedriger wer- 
den. Wenn dies eintritt, wird die Deutsche Bundespost diesen 
Vorteil durch Gebührensenkungen an ihre Kunden weitergeben, 
wie sie es in der Vergangenheit stets getan hat. So betrug z.B. die 
zusätzhche monatliche Gebühr für einen Sprechapparat mit 
Tastenfeld (FeAp 75) früher 6,90 DM, jetzt dagegen nur noch 
3,50 DM. Eine weitere Senkung auf 2,50 DM wird am 1. Juh 1985 
in Kraft treten. 

Schüeßüch darf nicht übersehen werden, daß im gleichen Zuge 
mit dem monatüchen Gebührenzuschlag von 6,50 DM auch eine 
Reihe von monatüchen Gebühren gesenkt wurden, so z.B. beim 
Comfort-Telefon alpha, beim Raumtelefon und anderen. Insge- 
samt hat die Deutsche Bundespost durch die 25.ÄndVFO auf 
Fernmelde gebühreneinnahmen in Höhe von 175 Mio. DM pro 
Jahr zugunsten ihrer Kunden verzichtet. 
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